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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Das stark angewachsene Budgetdefizit veranlasste den Bundesrat im November zu
Sofortmassnahmen in der Frage des Teuerungsausgleichs für das Bundespersonal. Er
beantragte einen dringlichen Bundesbeschluss, um bereits für das Budget 1994 ein
Abweichen vom vollen Ausgleich zu ermöglichen und den für 1994 auszubezahlenden
Teuerungsausgleich bei einer erwarteten Teuerung von 2,7% auf 1,7% festzusetzen.
Gegen den Widerstand der Sozialdemokraten Onken (TG) und Plattner (BS) sowie der
beiden Tessiner Vertreter Salvioni (fdp) und Morniroli (lega) fand dieser Antrag im
Ständerat Zustimmung. Auch im Nationalrat blieben die Sozialdemokraten mit ihrem
Nichteintretensantrag mit 106 zu 43 Stimmen in der Minderheit. Der Nationalrat wollte
vorerst noch weiter gehen, und den Bundesrat explizit dazu ermächtigen, auf hohen
Einkommensteilen keinen Teuerungsausgleich zu entrichten. Schliesslich fügte er sich
aber dem Ständerat, der damit argumentiert hatte, dass diese Option bereits mit der
durch ihn in den Beschluss eingeführten Bestimmung gewährleistet sei, dass soziale
Aspekte zu berücksichtigen seien. Gegen den Widerstand der Linken und der Lega
stimmten beide Räte der Dringlichkeitsklausel zu. Mit dem Verzicht auf den vollen
Ausgleich der Teuerung folgte der Bund dem Beispiel, das mehr als die Hälfte der
Kantone bereits 1992 gegeben hatten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.1993
HANS HIRTER

Die kleine Kammer behandelte eine Motion Salvioni (fdp, TI) für die
Verbindlicherklärung der Weisungen des Bundesrats für die sprachproportionale
Besetzung von Verwaltungsstellen. Da die Forderung in den Zuständigkeitsbereich des
Bundesrates eingreift, überwies sie der Ständerat in der Form einer Empfehlung. Drei
Monate später verabschiedete er dann auch noch eine analoge Motion Comby (fdp, VS),
welche der Nationalrat im Vorjahr angenommen hatte. 2

MOTION
DATUM: 21.09.1994
HANS HIRTER

1) BBl, 1993, IV, S. 249 ff.; Amtl. Bull. StR, 1993, S. 851 ff., 961, 985 und 1132; Amtl. Bull. NR, 1993, S. 2212, 2286 ff. und 2591;
BBl, 1993, IV, S. 565; AS, 1993, S. 3294; Presse vom 2.11.93. Vgl. SPJ 1992, S. 35 f. Siehe auch unten, Teil I, 5 (Voranschlag 1994).
Kantone: AT, 6.1.93; NZZ, 30.10.93.
2) Amtl. Bull. StR, 1994, S. 35 f. resp. 852 f. Vgl. SPJ 1993, S. 37.
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